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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


1 . Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung ihren Ent- 
wurf für eine Novellierung der Bundesdiszipli- 
narordnung vorlegen und welche Eckpunkte 
sind dafür vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 9. März 2000 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Bundesdisziplinar- 
rechts (BDiszNOG) - Referentenentwurf vom 7. Juli 1999 - befindet 
sich derzeit noch in der Ressortabstimmung. Ein Termin für die Be- 
handlung im Kabinett kann daher noch nicht bestimmt werden. 


2. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Besteht die Möglichkeit, Eehlverhalten von 
Angestellten im öffentlichen Dienst nach den 
Vorschriften der Bundesdisziplinarordnung zu 
ahnden und falls nein, welche Möglichkeiten 
hat die jeweilige Beschäftigungsbehörde in die- 
sem Zusammenhang gegen Beschäftigte vor- 
zugehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 9. März 2000 

Das für Beamte geltende Disziplinarrecht ist auf Arbeitnehmer des öf- 
fentlichen Dienstes nicht anwendbar. 

Bei Fehlverhalten von Arbeitnehmern steht das übliche arbeitsrecht- 
liche Instrumentarium zur Verfügung. In schweren Fällen kann eine 
Abmahnung und ggf Kündigung des Arbeitsverhältnisses erfolgen. 


3. Abgeordneter 

Meinrad 

Belle 

(CDU/CSU) 


Welcher Unterschied besteht zwischen Ver- 
waltungsermittlungen und disziplinarischen 
Vorermittlungen nach der Bundesdisziplinar- 
ordnung und können disziplinarische Vorer- 
mittlungen nach der Bundesdisziplinarord- 
nung gegen Unbekannt geführt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 9. März 2000 

Formlose Verwaltungsermittlungen können nur durchgeführt werden, 
solange noch kein konkreter Verdacht eines Dienstvergehens gegen 
einen bestimmten Beamten vorliegt. Sobald ein solcher Verdacht be- 
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steht, hat der Dienstvorgesetzte zwingend disziplinarische Vorermitt- 
lungen einzuleiten. Diese setzen zwar grundsätzlich voraus, dass sich 
ein bestimmter, über vage Vermutungen oder bloße Gerüchte hinaus- 
gehender Sachverhalt konkretisiert hat, der den Anfangsverdacht ei- 
nes Dienstvergehens begründet. Aber im Einzelnen kann der Über- 
gang zwischen Verwaltungs- und disziplinarischen Vorermittlungen 
fließend sein. Im Interesse der von solchen Ermittlungen betroffenen 
Beamten steht es dem Dienstvorgesetzten daher frei, auf die Ermitt- 
lungen die Schutzvorschriften der Bundesdisziplinarordnung bereits 
vor der Identifizierung bestimmter Verdächtigter anzuwenden. 


4. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Welche Verluste von Aktenbeständen aus den 
letzten drei Jahren hat die Bundesregierung 
neben den so genannten „Minolakten“ des 
Bundeskanzleramtes zu beklagen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 13. März 2000 

Ein Verlust von Akten und Aktenbeständen lässt sich mit vertretba- 
rem Arbeitsaufwand nur bei tatsächlichen Anhaltspunkten und einer 
gezielten Suche feststellen. Konkrete Hinweise für das Eehlen von Ak- 
ten sind der schriftlichen Erage nicht zu entnehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


5. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Misst die Bundesregierung den durch die 
Presse und den Rechtsanwalt einiger Betroffe- 
ner und ihrer Betreuer bekannt gewordenen 
Vorgängen im St. -Josephs-Stift Eisingen und 
der Humangenetischen Abteilung der Univer- 
sität Würzburg, die Gegenstand mittlerweile 
abgeschlossener staatsanwaltschaftlicher Er- 
mittlungen waren, eine grundsätzliche und 
über die betroffenen Einzelschicksale hinaus- 
gehende Bedeutung bei?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 10. Februar 2000 

Die Vorgänge im St. Joseph-Stift Eisingen und der humangenetischen 
Abteilung der Universität Würzburg sind - soweit hier bekannt - von 
den zuständigen Behörden und Stellen des Ereistaates Bayern unter- 


* ) s. hierzu auch Fragen 6, 45, 46 
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sucht worden. Der Bundesregierung liegen nur Presseinformationen 
vor; sie ist über die Ermittlungsergebnisse weder von der Bayerischen 
Staatsregierung noch von der örtlichen Staatsanwaltschaft unterrich- 
tet worden. Nach dem bisherigen Erkenntnisstand der Bundesregie- 
rung handelt es sich wohl um einen Einzelfall; die Bundesregierung 
hat allerdings die Absicht, von der Bayerischen Staatsregierung weite- 
re Informationen zu dem Eall zu erbitten. Dessen ungeachtet nimmt 
die Bundesregierung die im Zusammenhang mit der Eorschung an 
Nichteinwilligungsfähigen vorgebrachten Bedenken ernst und macht 
deshalb die Erage der Unterzeichnung des Menschenrechtsüberein- 
kommens zur Biomedizin auch von den Ergebnissen der parlamenta- 
rischen Beratung und der öffentlichen Diskussion abhängig. 


6. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass eine eventuelle Nichtverfolgung der im 
Rahmen von Eorschungsarbeiten begangenen 
Verletzung von Persönlichkeitsrechten und 
der körperlichen Unversehrtheit einwilligungs- 
unfähiger Menschen der Eehlvorstellung Vor- 
schub leisten könnte, diese Personengruppe 
habe einen gegenüber einwilligungsfähigen 
Menschen verminderten Anspruch auf Schutz 
ihrer genetischen Befunde, ihrer Gesundheits- 
daten und ihrer körperlichen Unversehrtheit, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundesre- 
gierung, solchen Vorstellungen entgegenzuwir- 
ken?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 10. Februar 2000 

Die Bundesregierung ist über den der Präge zu Grunde liegenden 
Sachverhalt - wie dargelegt - nicht im Detail informiert. 

Nach dem Eegalitätsprinzip ist die Staatsanwaltschaft verpflichtet, bei 
Kenntnis vom Verdacht einer Straftat zu prüfen, ob sie die Ermittlun- 
gen aufnimmt und ob die öffentliche Klage zu erheben ist. Nach der 
gesetzlichen Verpflichtung der Staatsanwaltschaft unterbleibt die Er- 
hebung der öffentlichen Klage nur dann, wenn die Ermittlungen keine 
zu einer Anklageerhebung notwendige Sicherheit ergeben haben. Das 
Nichtverfolgen von Taten, die nicht die Voraussetzung für die Erhe- 
bung der öffentlichen Klage erfüllen, leistet aus Sicht der Bundesre- 
gierung nicht der Eehlvorstellung Vorschub, einwilligungsunfähige 
Menschen hätten gegenüber einwilligungsfähigen Menschen einen 
verminderten Anspruch auf Schutz ihrer körperlichen Unversehrtheit 
und ihrer privaten Daten. Es ist selbstverständliche Aufgabe aller ge- 
sellschaftlichen Kräfte, auf die Achtung der Menschenwürde und der 
körperlichen Unversehrtheit aller Menschen, insbesondere aber der 
Behinderten, ständig hinzuwirken. 


* ) s. hierzu auch Fragen 5, 45, 46 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


7. 


Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass die niedersächsische Fi- 
nanzverwaltung im Zuge der Neufassung des 
so genannten „Durchlaufverfahrens“ bei 
Spenden an Vereine ihre Ämter angewiesen 
hat, den vor allem bei Schützenvereinen sat- 
zungsmäßig anzutreffenden selbständigen Ver- 
einszweck „Pflege von Brauchtum und Traditi- 
on“ nicht als gemeinnützig anzuerkennen, und 
wenn ja, teilt die Bundesregierung die in dieser 
Weisung zum Ausdruck kommende Auffas- 
sung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 10. März 2000 

Eine entsprechende allgemeine Verwaltungsanweisung der nieder- 
sächsischen Finanzverwaltung ist der Bundesregierung nicht bekannt. 
Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder prüfen 
aber zurzeit, ob ein Schützenverein als gemeinnützig behandelt wer- 
den kann, wenn er nach seiner Satzung neben dem Schießsport auch 
das Schützenbrauchtum fördert. Es besteht kein Zusammenhang mit 
der Abschaffung des Durchlaufspendenverfahrens. 


8. Abgeordneter 

Hans- Joachim 
Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Weswegen können trotz der zwischenzeitlich 
garantierten Freizügigkeit innerhalb der Euro- 
päischen Union Bewerbungskosten, die im eu- 
ropäischen Ausland anfallen, nicht steuerbe- 
freiend geltend gemacht werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 8. März 2000 

Aufwendungen für die Bewerbung um einen Arbeitsplatz sind grund- 
sätzlich als vorab entstandene oder vorweggenommene Werbungs- 
kosten abziehbar, soweit mit ihnen im Sinne des § 9 des Einkommen- 
steuergesetzes (EStG) die Erwerbung von Einnahmen aus nichtselb- 
ständiger Arbeit angestrebt wird. Nicht als Werbungskosten abzieh- 
bar sind jedoch Aufwendungen für eine Bewerbung, die eine Arbeits- 
aufnahme im Ausland zum Ziel hat. Derartige Bewerbungskosten ste- 
hen mit im Ausland zu erzielenden und deshalb in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht steuerbaren oder zumindest steuerfreien Einnah- 
men in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang. Sie können 
deshalb in Deutschland gemäß § 3c EStG oder - soweit wegen einer 
Wohnsitzverlegung bereits eine Steuerbarkeit der Einnahmen nicht 
gegeben wäre - aus dem in dieser Vorschrift zum Ausdruck gekom- 
menen Rechtsgedanken nicht als Werbungskosten abgezogen werden. 
Gegebenenfalls kommt ein Abzug nach dem Steuerrecht des Staates 
in Betracht, der das Besteuerungsrecht für die Einnahmen hat. 
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9. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


Inwieweit besteht derzeit die Möglichkeit, 
Kinderfreibeträge bzw. Kindergeld überstei- 
gende Unterhaltsaufwendungen der Eltern für 
volljährige Kinder einkommensteuerlich zu 
berücksichtigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 8. März 2000 

Bei Eltern volljähriger Kinder wird Einkommen in Höhe des sächli- 
chen Existenzminimums eines Kindes durch Zahlung von Kindergeld 
oder Abzug des Kinderfreibetrags bei der Einkommensteuer-Veranla- 
gung steuerfrei gestellt, wenn die Voraussetzungen des § 32 Abs. 4 
Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG) erfüllt sind. Hierzu rechnen 
u. a. die Berufsausbildung und die Arbeitslosigkeit eines Kindes. Ein 
volljähriges Kind wird aber regelmäßig nur dann berücksichtigt, wenn 
es Einkünfte und Bezüge, die zur Bestreitung des Unterhalts oder der 
Berufsausbildung bestimmt oder geeignet sind, von nicht mehr als 
13 500 DM im Kalenderjahr hat. Die Steuerfreistellung des sächli- 
chen Existenzminimums der Kinder entspricht den Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts (zuletzt in seiner Entscheidung vom 
10. November 1998 - 2 BvR 1057/91 u. a.). Daneben kommt bei Kin- 
dern in Ausbildung der Abzug eines Ausbüdungsfreibetrags im Rah- 
men des § 33a Abs. 2 EStG und eventuell der begrenzte Sonderaus- 
gabenabzug von Schulgeld nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG in Betracht. 
Darüber hinaus können Unterhaltsaufwendungen für ein Kind, das 
im Rahmen des Eamilienleistungsausgleichs berücksichtigt wird, steu- 
erlich nicht geltend gemacht werden. 

Besteht für ein Kind kein Anspruch auf Kindergeld oder Kinderfrei- 
betrag, können die von den Eltern erbrachten Aufwendungen für den 
Unterhalt und eine Berufsausbildung nach § 33a Abs. 1 EStG bis zur 
Höhe von 13 500 DM im Kalenderjahr vom Gesamtbetrag der Ein- 
künfte abgezogen werden. Eigene Einkünfte und Bezüge des Kindes 
mindern diesen Höchstbetrag, soweit sie 1 200 DM übersteigen. 


10. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


In welcher Höhe führt die Absenkung des 
Körperschaftsteuersatzes von 45 auf 40 % und 
die weitere Tarifbegrenzung für gewerbliche 
Einkünfte (Steuerentlastungsgesetz 1999/ 
2000/2002) in den Jahren 1999 bis einschließ- 
lich 2009 zu Mindereinnahmen der öffentli- 
chen Hand? 


1 1 . Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


In welcher Höhe ergeben sich in den Jahren 
1999 bis 2009 aus den einzelnen Regelungen 
zur Gewinnermittlung im Rahmen des Steuer- 
entlastungsgesetzes 1999/2000/2002 Mehrein- 
nahmen der öffentlichen Hand? 



Drucksache 14/2953 


- 6 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 14. März 2000 

Die finanziellen Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen werden 
für den Zeitraum des jeweils geltenden Finanzplans geschätzt. Für die 
genannten Maßnahmen liegen Schätzungen bis zum Rechnungsjahr 
2002 vor, die im Finanzbericht 2000 (Tabelle 14) veröffentlicht wur- 
den. 

Zu Frage 10 

Die im Rahmen des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 vom 
24. März 1 999 vorgenommene Senkung des Körperschaftsteuersatzes 
für einbehaltene Gewinne von 45 % auf 40 % und für den ermäßigten 
Steuersatz von 42% auf 40% für Gewinne ab 1999 sowie die weitere 
Tarifbegrenzung für gewerbliche Einkünfte auf 45% ab 1. Januar 
1999 und auf 43% ab 1. Januar 2000 führt für die öffentliche Hand 
im Finanzplanungszeitraum 1999 bis 2002 zu folgenden Steuermin- 
dereinnahmen: 

Rechnungsjahr 1999: rd. -2,3 Mrd. DM, 

Rechnungsjahr 2000: rd. -5,1 Mrd. DM, 

Rechnungsjahr 2001: rd. -6,5 Mrd. DM und 
Rechnungsjahr 2002: rd. -6,9 Mrd. DM. 

Zu Frage 1 1 

Die Steuermehreinnahmen der im Rahmen des Steuerentlastungsge- 
setzes 1999/2000/2002 vom 24. März 1999 und des Steueränderungs- 
gesetzes 1998 vom 19. Dezember 1998 getroffenen einzelnen Rege- 
lungen zur Gewinnermittlung für den entsprechenden Finanzpla- 
nungszeitraum (Rechnungsjahre 1999 bis 2002) ergeben sich aus der 
nachstehenden Tabelle 

Finanzielle Answirknngen der Regelnngen znr Gewinnermittlnng im 
Rahmen des Stenerentlastnngsgesetzes 1999/2000/2002 einschließlich 
Stenerändernngsgesetz 1998 nnd Stenerentlastnngsgesetz 1999 in den 
Rechnnngsjahren 1999 bis 2002 

(Steuermehr-/-mindereinnahmen (-) in Mio. DM) 


lfd. 

Nr. 


Maßnahme 


Rechnungsjahre 
1999 I 2000 I 2001 | 2002 


1 § 2a Abs. 3 und 4 EStG 
Streichung der Abzugs- 
fähigkeit von Verlusten aus 

DBA-Betriebsstätten 40 85 95 95 

2 § 4 Abs. 2 EStG 
Einschränkung der 
nachträglichen Änderung 

von Bilanzen - 93 93 93 
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lfd. 

Nr. 


Maßnahme 


Rechnungsjahre 
1999 I 2000 I 2001 | 2002 


3 § 5 Abs. 4b EStG 
Verbot der Bildung von 
Rückstellungen für Anschaf- 
fungs- oder Herstellungs- 
kosten 

z. B. bei der Wiederaufberei- 
tung von Kernbrennelemen- 
ten 

(neue Datengrundlage) 

4 § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 und 
2 und § 6 Abs. 1 Nr. 2 
Satz 1 und 2 EStG 
Einführung eines Wertauf- 
holungsgebotes für Wirt- 
schaftsjahre, die nach dem 
31. Dezember 1998 enden 

5 § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG 
Eingeschränkte Beibehal- 
tung der Teilwertabschrei- 
bung 

6 § 6 Abs. 1 Nr. 2 Satz 4 
EStG 

Aufhebung der Bewertung 
des nicht abnutzbaren Anla- 
gevermögens und des Um- 
laufvermögens land- und 
forstwirtschaftlicher Betrie- 
be mit dem höheren Teil- 
wert 

7 § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchsta- 
be a EStG 

Realitätsnähere Bewertung 
von Rückstellungen, Ansatz 
von Rückstellungen mit 
Einzel- und angemessenem 
Teil der notwendigen 
Gemeinkosten. Abzug von 
Einnahmen bei der Rück- 
stellungsbewertung (neue 
Datengrundlage) 

8 § 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG 
Abzinsungsgebot auch bei 
Sachleistungsverpflichtun- 
gen einschließlich Schadens- 
verpflichtungen (V erteüung 
der Gewinnerhöhung aus 
der Neubewertung des Be- 
stands auf 10 Jahre) 


197 374 638 


353 1244 1 957 2 130 


269 806 1614 


67 81 81 81 


125 362 692 1381 


683 1 938 2626 2987 
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lfd. 

Nr. 


Maßnahme 


Rechnungsjahre 
1999 I 2000 I 2001 | 2002 


9 § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchsta- 

be a EStG i. V. m. § 20 
Abs. 2 KStG 

Realitätsnähere Bewertung 
von Rückstellungen, insbe- 
sondere von Schadensrück- 
stellungen in der Versiche- 
rungswirtschaft 

10 § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchsta- 
be d Satz 2, § 52 Abs. 1 6 
EStG 

Verlängerung der Ansamm- 
lungsfrist für Stilllegungs- 
verpflichtungen bei Kern- 
kraftwerken von bisher 
19 Jahren auf 25 Jahre 

11 § 6 Abs. 5 EStG 
Abschaffung der steuerneu- 
tralen Übertragung nach 
den Regeln des „Mitunter- 
nehmererlasses“ sowie der 
begünstigten Begründung 
einer mitunternehmerischen 
Betriebsaufspaltung 

12 § 6 Abs. 6 EStG 
Aufdeckung stiller Reserven 
beim Tausch von 
Wirtschaftsgütern 
(Nichtanwendung des 
Tauschgutachtens) 

13 § 6a EStG 
Berücksichtigung der aktuel- 
len Sterbetafeln zur Bewer- 
tung von Versorgungszusa- 
gen, 

Verteilung der erhöhten 
Aufwendungen infolge 
höherer Bestandsbewertung 
auf 3 Jahre 

14 § 6b Abs. Ibis 10 EStG 
Beibehaltung der steuerneu- 
tralen Übertragung von stil- 
len Reserven in Grund und 
Boden und Gebäuden 
(Übertragung auf Wirt- 
schaftsgüter, die zu einem 
Betrieb des Steuerpflichti- 
gen gehören) 


2414 2414 554 604 


213 481 700 803 


190 386 963 1205 


190 386 963 1205 


-734 -1619 -6 475 


422 566 566 566 
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lfd. 

Nr. 


Maßnahme 


Rechnungsjahre 
1999 I 2000 I 2001 | 2002 


15 § 7g Abs. 2 Nr. 3 EStG 

Beibehaltung der Ansparab- 
schreibung für kleine und 
mittlere Betriebe und der 
Sonderabschreibung nach 
vorausgegangener Anspar- 
abschreibung, Sonder- 
regelung für Existenzgrün- 
der in § 7g Abs. 7 und 8 
EStG, wie im Gesetz- 
entwurf - - 52 189 

16 § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG 

Streichung der Berücksichti- 
gung von Zinsen für Nach- 
forderungen und Stundung 
von Steuern sowie von Aus- 
setzungszinsen als Sonder- 
ausgaben - 86 254 330 

17 § 15 Abs. 4 EStG 
Begrenzung der Verlustver- 
rechnung bei Terminge- 
schäften 

(z. B. Optionsgeschäfte, Wa- 
rentermingeschäfte) 

Ausnahme für Geschäfte 
des gewöhnlichen 

Geschäftsverkehrs - 82 159 266 

18 § 32b EStG 

Einbeziehung steuerfreier 
ausländischer Einkünfte in 
den Progressionsvorbehalt, 
die im Wege der Organ- 
schaft einer natürlichen Per- 
son zugerechnet werden - 32 62 102 

19 § 32c Nr. 2 EStG 
Tarifbegrenzung für ge- 
werbliche Einkünfte für Ge- 
winne aus Kapitalgesell- 
schaften, die im Wege der 
Organschaft bei natürlichen 

Personen besteuert werden - 73 124 214 
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lfd. 

Nr. 


Maßnahme 


Rechnungsjahre 
1999 I 2000 I 2001 | 2002 


20 § 34 EStG 

Streichung der Gewährung 
des halben durchschnittli- 
chen Steuersatzes für außer- 
ordentliche Einkünfte und 
rechnerische Verteilung der 
außerordentlichen Ein- 
künfte und der Einkünfte 
aus Vergütungen für eine 
mehrjährige Tätigkeit auf 
5 Jahre ab 1. Januar 1999 

21 § 34e EStG 
Halbierung der Steuerermä- 
ßigung von bis zu 

2 000 DM für eigenbewirt- 
schaftete Betriebe, deren 
Gewinne weder nach 
Durchschnittssätzen ermit- 
telt noch geschätzt werden 
auf 1 000 DM ab 2000 und 
Streichung ab 2001 

22 §§ 40, 40a und 40b EStG 
Keine Minderung der Be- 
messungsgrundlage durch 
abgewälzte pauschale Eohn- 
steuer bei Direktversiche- 
rungen 

23 § 50a Abs. 7 EStG 
Verbesserung der steuerli- 
chen Erfassung ausländi- 
scher Werkvertragsunter- 
nehmen und Werkvertrags- 
arbeitnehmer durch Steuer- 
abzug beim Auftraggeber 

24 § 80 EStDV 
Aufhebung des Importwa- 
renabschlags bei der Bewer- 
tung von bestimmten Wirt- 
schaftsgütern des Umlauf- 
vermögens ausländischer 
Herkunft für Wirtschaftsjah- 
re, die nach dem 3 1 . Dezem- 
ber 1998 enden 

25 § 8b Abs. 2 KStG 
Streichung des Verlustab- 
zugs im Zusammenhang mit 
der Veräußerung von steu- 
erfreien Schachtelbeteüigun- 
gen 


1 289 3 551 6 350 6 165 


14 27 45 45 


315 315 315 315 


54 118 172 188 


51 156 51 


20 162 304 245 
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lfd. 

Nr. 


Maßnahme 


Rechnungsjahre 
1999 I 2000 I 2001 | 2002 


26 § 8b Abs. 7 KStG 

Pauschale Versagung des 
Betriebsausgabenabzugs in 
Höhe von 1 5 % der steuer- 
freien Schachteldividenden 
zur Abgeltung der damit in 
unmittelbarem wirtschaftli- 
chen Zusammenhang ste- 
henden Betriebsausgaben 
einschl. Veräußerungsge- 
winnen 152 1 196 2 245 1946 

27 Summe 5858 12681 14128 23407 


12. Abgeordneter 

Martin 

Hohmann 

(CDU/CSU) 


Wie groß, nach damaligem und heutigem 
Wert, waren die deutschen Reparationsleistun- 
gen nach dem Zweiten Weltkrieg aus Be- 
schlagnahme von deutschem In- und Aus- 
landsvermögen, deutschen Patenten, aus De- 
montage, Materiallieferungen (Entnahme aus 
laufender Produktion) und Enteignung mobi- 
ler und immobiler Vermögenswerte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. März 2000 

Die erbetenen Angaben über den Wert deutscher Reparationsleistun- 
gen nach dem Zweiten Weltkrieg sind in der gewünschten Eorm nicht 
möglich, da dem Bund entsprechendes Zahlenmaterial darüber nicht 
vorliegt. Das Ergebnis bisheriger Recherchen über die finanziellen 
Auswirkungen des Krieges ist der beigefügten Zusammenstellung*) 
der „Kriegsfolgeleistungen insgesamt“ (Stand: 31. Dezember 1997) 
zu entnehmen, die damit auch einen Überblick über die Reparationen 
Deutschlands gibt. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg hat es - zumindest für die Bundesrepu- 
blik Deutschland - keine dem Versailler Vertrag vergleichbaren Repa- 
rationsregelungen und damit auch keine nachvollziehbaren länger- 
fristigen Reparationszahlungen gegeben. Vielmehr haben die Sieger- 
mächte einseitig Reparationen entnommen. Verbindliche Aufzeich- 
nungen darüber gibt es nicht. Verbindliche Angaben über von der 
ehemaligen DDR erbrachte Reparationen können ebenfalls nicht ge- 
macht werden. Ebenso wenig können definitive Angaben zu den ein- 
zelnen Arten der von Deutschland erbrachten Reparationen oder gar 
eine Aufteilung nach deren damaligem und heutigem Wert gemacht 
werden. Eediglich in Eorm einer Zusammenfassung der in diesem Zu- 
sammenhang relevanten Bereiche, die jedoch keinen Anspruch auf 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für 
die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Vollständigkeit erhebt, kann ein Überblick über deutsche Reparatio- 
nen und andere in dieser Beziehung bedeutsame Leistungen nach 
dem Zweiten Weltkrieg gegeben werden. 

Die über Reparationen verfügbaren Zahlen sind nicht authentisch 
und beruhen im Wesentlichen auf Schätzungen, da der Bund erforder- 
lichenfalls auch nur auf die Literatur zurückgreifen kann, die den 
meisten wissenschaftlichen Bibliotheken zur Verfügung steht. Da- 
rüber hinaus enthält die Zusammenstellung der Kriegsfolgeleistungen 
weitere Leistungen zur Bewältigung der Auswirkungen des Krieges, 
zu denen beispielsweise die im Rahmen des Lastenausgleichs gewähr- 
ten Hilfen gehören. Auch insoweit liegen jedoch nur Zahlen aus ein- 
zelnen Bereichen vor. Der gesamte Wert der von den Siegermächten 
in unmittelbarem Zugriff genommenen Vermögenswerte sowie ande- 
rer deutscher Leistungen konnte bislang nicht festgestellt werden und 
wird nach Lage der Dinge wohl auch nicht mehr annähernd genau zu 
erfassen sein. 


13. Abgeordneter Wie hoch ist der durchschnittliche Veräuße- 

Joachim rungsgewinn aus Betriebsveräußerungen, der 

Poß einer Besteuerung nach § 34 Einkommensteu- 

(SPD) ergesetz (EStG) unterliegt und wie schlüsseln 

sich diese Veräußerungsgewinne in absoluten 
Zahlen auf? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 14. März 2000 

Nach der letzten vorliegenden Erhebung (1995) gab es etwa 104000 
Eälle von Betriebsveräußerungen/-aufgaben, die nach § 34 EStG be- 
steuert wurden. Der durchschnittlich erzielte Veräußerungsgewinn lag 
bei 170 000 DM, so dass man von einem Gesamtvolumen von ca. 
17,5 Mrd. DM ausgehen kann. Nach den Ergebnissen der Eohn- und 
Einkommensteuerstatistik 1995 lässt sich folgende Verteilung schät- 
zen: 


Anzahl 

V. H. 

Gewinn 

90 000 

86 

<200 000 DM 

10 000 

10 

200 000 bis 500 000 DM 

2600 

2,5 

500 000 DM bis 1 Mio. DM 

1400 

1,5 

> 1 Mio. DM 


14. Abgeordneter Bis zu welcher Höhe ist die Besteuerung eines 

Joachim Veräußerungsgewinns für einen Steuerpflichti- 

Poß gen nach geltendem § 34 EStG gegenüber der 

(SPD) früheren Rechtslage gleich und günstiger und 

wie viel Prozent der Steuerpflichtigen mit Ver- 
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äußerungsgewinnen würden - abgesehen von 
weiteren steuerpflichtigen Einkünften im Jahr 
der Versteuerung dieses Veräußerungsgewinns 
- von der neuen Regelung begünstigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 14. März 2000 

Die Veräußerungsgewinnbesteuerung nach geltendem Recht kann 
nur in solchen Fällen zu einer abgemilderten Besteuerung führen, in 
denen der Steuerpflichtige mit seinem Normaleinkommen unterhalb 
des Höchststeuersatzes besteuert wird. Steuerpflichtige, die schon mit 
ihrem Normaleinkommen im Bereich der oberen Proportionalzone 
belastet werden, werden durch den jetzigen § 34 EStG nicht entlastet. 
Die alte Regelung mit Anwendung des halben Durchschnittssteuersat- 
zes hat hingegen in allen Fällen - auch bei Steuerpflichtigen, die mit 
ihrem Normaleinkommen dem Höchstsatz unterliegen - eine deutlich 
abgemilderte Besteuerung von Veräußerungsgewinnen sichergestellt. 

Die geltende Regelung (Fünftelung) wirkt sich um so günstiger aus, je 
niedriger das Normaleinkommen des Steuerpflichtigen ist. Die größte 
Entlastung (im Vergleich zur normalen Tarifbesteuerung) ergibt sich, 
wenn neben dem Veräußerungsgewinn keine oder nur sehr geringe 
weitere Einkünfte vorliegen. 

Entscheidend für die Auswirkung der Fünftelungs-Regelung ist daher 
die Höhe des übrigen Einkommens. Demgegenüber hat die Höhe des 
Veräußerungsgewinns nur eine nachrangige Bedeutung. 

Eine generelle Aussage über eine Besserstellung gegenüber altem 
Recht ist daher nicht möglich. 


15. Abgeordneter 

Dr. Edelbert 
Richter 

(SPD) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die soziale 
Ausgewogenheit der Verteilungswirkungen 
der „Steuerreform 2000“ und des „Zukunfts- 
programmes 2000“ (Sparpaket) vor dem Hin- 
tergrund des neuesten Konjunkturberichtes 
des Rheinisch-Westfälischen Instiuts für Wirt- 
schaftsforschung (RWI), demzufolge diese 
Steuer- und haushaltspolitischen Maßnahmen 
in den Jahren 2000 bis 2002 bei dem untersten 
Fünftel der Einkommensbezieher relative Ein- 
kommenseinbußen von l,5v. H., bei dem 
obersten Fünftel hingegen einen Einkommens- 
zuwachs von 1,5 V. H. bewirken? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 14. März 2000 

Der RWI-Konjunkturbericht ist für eine fundierte verteilungspoliti- 
sche Bewertung der finanzpolitischen Maßnahmen nur eingeschränkt 
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aussagefähig. Der Bericht enthält keine Angaben zur tatsächlichen 
Einkommensentwicklung im Vorjahresvergleich, sondern lediglich 
Schätzungen zur prozentualen Abweichung von einer „Basislösung“, 
zu der im Bericht nähere Angaben fehlen. 

Nach Schätzung des RWI führten das Sparpaket und die Steuer- 
reform 2000 im Zeitraum von 2000 bis 2002 zu einer Verstärkung im 
Anstieg der verfügbaren Einkommen um durchschnittlich jährlich 
0,2 Prozent. Die Steuerreform 2000 allein bewirkt nach der RWI-Un- 
tersuchung eine zusätzliche Erhöhung der verfügbaren Einkommen 
um 1,4 V. H. in 2001 und 0,8 v. H. in 2002. 

Die Politik der Bundesregierung zielt durch die im Zukunftspro- 
gramm enthaltenen Steuer- und haushaltspolitischen Maßnahmen auf 
eine langfristig angelegte Sanierung der öffentlichen Einanzen, Stabili- 
sierung der sozialen Sicherungssysteme und nachhaltige Sicherung 
von Einkommen und Wohlstand. Dieses Ziel ist nur bei einer erfolg- 
reichen Wirtschaftspolitik mit Stärkung des Wachstums und Auswei- 
tung der Beschäftigung erreichbar. Die sozialen Eeistungen und insbe- 
sondere auch die gezahlten Transfereinkommen einschließlich der 
Renten müssen zunächst von den aktiv Erwerbstätigen erwirtschaftet 
werden. Deshalb liegt ein besonderer Entlastungsschwerpunkt des 
Steuerreformprogramms der Bundesregierung bei den Arbeitneh- 
mern und Eamilien sowie bei kleinen und mittleren Unternehmen. 
Daraus resultiert die prognostizierte Verbesserung der Einkommens- 
position der Erwerbstätigen im Verhältnis zu den Nichterwerbstäti- 
gen. 


16. Abgeordneter 

Dr. Edelbert 
Richter 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung unter ver- 
teilungspolitischen Gesichtspunkten die in die- 
sem und im nächsten Jahr erwartete Entwick- 
lung der Einkommen angesichts der Prognose 
in dem erwähnten Konjunkturbericht des 
RWI, demzufolge die Transfereinkommen 
von Rentnern, Arbeitslosen und Sozialhilfe- 
empfängern um 1,7 V. H. (2000) und 1,2 v. H. 
(2201), die Arbeitnehmerentgelte um 2,5 v. H. 
(2000) und 3,3 v. H. (2001) und die Gewinne 
(Unternehmens- und Vermögenseinkommen) 
um 5,1 v.H. (2000) und 7,1 v. H. (2001) zu- 
nehmen werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 14. März 2000 

Die in dem Konjunkturbericht des RWI erwartete Entwicklung der 
Einkommen für die Jahre 2000 und 2001 kann nur im Gesamtzusam- 
menhang der kurzfristigen Prognose beurteilt werden. Die Einschät- 
zungen des RWI im erwähnten Konjunkturbericht erscheinen in der 
Grundtendenz plausibel, ohne dass sie im Einzelnen von der Bundes- 
regierung bestätigt werden können. 
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Bei der Bewertung von Verteilungsgesichtspunkten ist insbesondere 
zu beachten, dass die Veränderung der Unternehmens- und Vermö- 
genseinkommen, die zum Teil auch Arbeitnehmern und Transferem- 
pfängern zufließen, wie auch die Ausgaben für Sozialtransfers (z. B. 
Arbeitslosengeld) in starkem Maße von der konjunkturellen Lage ab- 
hängig ist. In konjunkturellen Aufschwungsphasen sind hierbei - ge- 
messen am Volkseinkommen - stark überdurchschnittliche Zunah- 
men typisch. Spiegelbildlich werden sich die Unternehmens- und Ver- 
mögenseinkommen bei einer Wachstumsverlangsamung überpropor- 
tional abschwächen oder abnehmen. So sind sie beispielsweise 1999 
um 0,3% zurückgegangen. Im Rezessionsjahr 1993 nahmen sie sogar 
um 2,5 % ab, während im selben Jahr die monetären Sozialleistungen 
des Staates um 9,5 % stiegen. 

Konjunkturell bedingte Schwankungen in die eine oder andere Rich- 
tung sind verteilungspolitisch nicht bedenklich. Unter Verteilungsge- 
sichtspunkten sind vielmehr mittelfristige Entwicklungen relevant, 
über die in dem erwähnten Konjunkturbericht des RWI nichts ausge- 
sagt wird. 


17. Abgeordneter 

Dr. Edelbert 
Richter 

(SPD) 


Welche steuerlichen Nettoentlastungen (Net- 
tobelastungen) erwartet die Bundesregierung 
als Folge steuerpolitischer Maßnahmen im 
Zeitraum 1998 bis 2005 bei einer Gesamt- 
entlastung von netto fast 75 Mrd. DM in den 
einzelnen Jahren dieses Zeitraumes bei 

- privaten Haushalten (Arbeitnehmer und 
Famüien) 

- mittelständischen Betrieben und 

- Großunternehmen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 14. März 2000 

Die soziale Ausgewogenheit zeigt sich u. a. in der Verteilung der Steu- 
erentlastungen des Steuerprogramms der Bundesregierung von 1998 
bis 2005. Von den insgesamt 74,6 Mrd. DM Entlastungen (Entste- 
hungsjahr) entfallen 56,3 Mrd. DM auf Privathaushalte und 
20,1 Mrd. DM auf den Mittelstand, während bei Großunternehmen 
eine geringfügige Mehrbelastung von 1,8 Mrd. DM zu verzeichnen 
ist. 

Schätzungen für die einzelnen Jahre stehen nicht zur Verfügung, eine 
Aufteilung nach den einzelnen Steuergesetzen kann der folgenden Ta- 
belle entnommen werden. 
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Sozioökonomische Aufteilung der verabschiedeten Steuergesetze 
und der geplanten steuerlichen Gesetzesmaßnahmen 
in der 14. Legislaturperiode 

(Steuermehr-/-mindereinnahmen (-) in Mrd. DM) 


lfd. 

Nr. 

Maßnahme 

Entlastung(-) 

Belastung 

Saldo 

Ent- 

stehungs- 

jahr 

davc 

Privat- 

haushalte 

in entfallen 

Mittel- 

stand 

auf: 

Groß- 

unter- 

nehmen 


I. Verabschiedete Gesetze 






1 

Steueränderungsgesetz 1998 vom 19. Dezember 1998 

Entlastung(-) 

-2,9 

- 

-0,7 

-2,2 

2 

Steuerentlastungsgesetz 1999 vom 19. Dezember 1998 

Entlastung(-) 

-7,1 

-6,8 

-0,3 

- 

3 

Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 

Entlastung(-) 

-45,6 

-29,1 

-13,4 

-3,0 


vom 24. März 1999 

Belastung 

35,7 

11,6 

9,0 

15,1 



Saldo zu 3 

-9,9 

-17,5 

-4,4 

12,0 

4 

Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuer- 







gesetzes und des Tabaksteuergesetzes 







vom 1. Dezember 1999^^ 


• 

• 

• 

• 

5 

Gesetz zur Familienförderung 

Entlastung(-) 

-6,8 

-6,8 

- 

- 


vom 22. Dezember 1999 

Belastung 

0,2 

0,2 

- 

- 



Saldo zu 5 

-6,6 

-6,6 

- 

- 

6 

Gesetz zur Bereinigung von steuerlichen Vorschrif- 

Entlastung(-) 

-3,1 

-1,3 

-0,5 

-1,3 


ten vom 22. Dezember 1999 

Belastung 

0,0 

- 

0,0 

0,0 


(Steuerbereinigungsgesetz 1999) 

Saldo zu 6 

-3,1 

-1,3 

-0,5 

-1,3 

7 

Gesetz zur Änderung des Wohngeldgesetzes 







und anderer Gesetze vom 22. Dezember 1999 

Belastung 

0,2 

0,2 

- 

- 

8 

Zwischensumme (lfd. Nr. 1-7) 

Entlastung(-) 

-65,5 

-44,0 

-15,0 

-6,5 



Belastung 

36,1 

12,0 

9,0 

15,1 



Saldo zu 8 

-29,4 

-32,0 

-6,0 

8,6 


II. Noch nicht verabschiedete Gesetze 






9 

Familienförderung (2. Stufe) 

Entlastung(-) 

-4,4 

-4,4 

- 

- 


(Stand: 29. Juni 1999) 

Belastung 

3,4 

3,4 

- 

- 



Saldo zu 9 

-1,0 

-1,0 

- 

- 

10 

Reform der Unternehmensbesteuerung einschließlich 

Entlastung(-) 

-27,7 

1,3 

-10,6 

-18,4 


Anpassung der amtlichen Abschreibungstabellen 

Belastung 

18,7 

- 

5,3 

13,4 


(Stand: 9. Februar 2000) 

Saldo zu 10 

-9,0 

1,3 

-5,3 

-5,0 

11 

Reform des Einkommensteuertarifs 2003/2005 

Entlastung(-) 

-35,2 

-24,6 

-8,8 

-1,8 


(Stand: 9. Februar 2000) 

Belastung 

- 

- 

- 

- 



Saldo zu 1 1 

-35,2 

-24,6 

-8,8 

-1,8 

12 

Zwischensumme (lfd. Nr. 10 + 11) 

Entlastung(-) 

-62,9 

-23,3 

-19,4 

-20,2 



Belastung 

18,7 

- 

5,3 

13,4 



Saldo zu 12 

-44,2 

-23,3 

-14,1 

-6,8 

13 

Alle Maßnahmen zusammen (lfd. Nr. 8 + 9 + 12) 

Entlastung(-) 

-132,8 

-71,7 

-34,4 

-26,7 



Belastung 

58,2 

15,4 

14,3 

28,5 



Saldo zu 1 3 

-74,6 

-56,3 

-20,1 

1,8 


Ohne Gesetz zur Neuregelung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse vom 24. März 1999 und ohne die Gesetze zum Ein- 
stieg und zur Fortführung der ökologischen Steuerreform vom 24. März 1999 bzw. vom 16. Dezember 1999. Diese Gesetze sind 
grundsätzlich belastungsneutral: Steuerentlastungen stehen vergleichbare Zusatzbelastungen bei den Sozialabgaben gegenüber 
(geringfügige Beschäftigungsverhältnisse) bzw. Steuermehrbelastungen stehen entsprechende Entlastungen bei den Sozialabga- 
ben gegenüber (ökologische Steuerreform). 

Es sind nur die Rechnungsjahre 2000 und 2001 betroffen. 
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18. Abgeordnete 

Edeltraut 

Töpfer 

(CDU/CSU) 


Wo befinden sich jetzt die Kunstwerke, die im 
Zuge des Umzuges der Bundesregierung von 
Bonn nach Berlin mitgenommen wurden? 


19. Abgeordnete Ist beabsichtigt, weitere Kunstwerke nach Ber- 

Edeltraut lin zu verlagern? 

Töpfer 

(CDU/CSU) 


20. Abgeordnete Wenn ja, um welche Kunstwerke handelt es 

Edeltraut sich hierbei? 

Töpfer 

(CDU/CSU) 


21. Abgeordnete Nach welchen Kriterien wurde die Auswahl 

Edeltraut der nach Berlin mitgenommenen Kunstwerke 

Töpfer getroffen? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 8. März 2000 

Im Bundesministerium der Finanzen wird gegenwärtig eine Daten- 
bank aufgebaut, die den Bestand an bundeseigenen Kunstgegenstän- 
den (ohne „Kunst am Bau“) darstellen soll. Hiernach befinden sich 
im Vermögen des Bundeskanzleramtes und aller Bundesressorts der- 
zeit insgesamt ca. 24 600 Kunstgegenstände. Vor dem Umzug nach 
Berlin dienten davon ca. 3 800 Kunstgegenstände (überwiegend Bil- 
der) der Ausstattung von Dienstgebäuden der Bundesregierung in 
Bonn. Da jede Oberste Bundesbehörde eigenverantwortlich entschei- 
det, in welchem Umfang sie Kunstgegenstände zur Ausstattung ihrer 
Diensträume verwendet, liegen mir Angaben darüber, ob weitere 
Kunstwerke nach Berlin verlagert werden und um welche Kunstwerke 
es sich dabei handelt, nicht vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


22. Abgeordneter 

Erich 

Maaß 

(Wilhelmshaven) 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung die Aus- 
sage des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie in der Pressemeldung vom 
10. Februar 2000 (Mosdorf: Biotechnologie 
als Wachstumsbranche ...), dass zum Auf- 
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Schwung die Förderung im Rahmen der For- 
schungskooperation des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Technologie „entscheidend 
beigetragen hat“ im Einzelnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 10. März 2000 

Durch die Förderung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie im Rahmen seiner Programme BTU (Beteiligungskapital 
für kleine Technologieunternehmen) und FUTOUR (Förderung und 
Unterstützung technologieorientierter Unternehmensgründungen in 
den neuen Ländern) wurden 1998 ca. 250 Mio. DM für junge Bio- 
technologieunternehmen mobilisiert. Das Gesamtvolumen der Inves- 
titionen in kleinen Biotechnologieunternehmen betrug nach einer 
Erhebung von Schitag, Ernst & Young (1998) im Jahr 1998 
424 Mio. DM. 

Im Rahmen der Technologieförderung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Technologie werden außerdem mit dem Programm 
„Innovationskompetenz mittelständischer Unternehmen - ProInno“ 
gemeinsame Forschungs- und Entwicklungsprojekte von Technologie- 
unternehmen unterstützt. Innerhalb dieses Programms wurden 1999 
25 bio- und gentechnologische Vorhaben mit insgesamt 4 Mio. DM 
bewilligt. 


23. Abgeordneter 

Erich 

Maaß 

(Wilhelmshaven) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse des BioRegio-Wettbewerbs in Deutsch- 
land und der in diesem Konzept zum Aus- 
druck gekommenen Konzeption des Aufbaus 
von „Netzwerken (Cluster)“ im Gegensatz zu 
einer punktuellen Förderung durch staatliche 
finanzielle Zuwendungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 10. März 2000 

Der BioRegio-Wettbewerb hat gezeigt, wie wichtig innovative regio- 
nale Netzwerke und der integrative Ansatz aller am Innovationspro- 
zess beteiligten Akteure für die Etablierung neuer, noch stark von der 
Wissenschaft getragener Technologien sind. Es ist daher lohnend, die 
regionale Selbstorganisation zu fördern und eine positive Konkur- 
renzsituation zu schaffen. Das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung verfolgt diese Ziele durch Regionenwettbewerbe wie bei- 
spielsweise BioProllle (Entwicklung international konkurrenzfähiger, 
fachlicher Profile in deutschen Biotech-Regionen), InnoRegio (Inno- 
vative Impulse für Regionen in den neuen Ländern) und KOMEDT 
(Kompetenzzentren für die Medizintechnik). 

Um die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Forschungs- und 
Wirtschaftsstandortes Deutschland zu sichern, sind auf Wachstum 
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ausgerichtete Strategien von Regionen mit dem Ziel, sich auch inter- 
national zu etablieren, erforderlich. Dabei darf man nicht nur auf 
quantitatives Wachstum setzen, sondern auch auf langfristig wirksame 
Qualität. Dies bedeutet gleichzeitig, dass die Bundesregierung die 
Chancen, die hervorragende, innovative Ansätze in ganz Deutschland 
bieten, ergreift und durch Maßnahmen fachlicher Schwerpunktset- 
zung befördert. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordnete 

Kersten 

Naumann 

(PDS) 


In welchen Pflanzenschutzmitteln werden 
Organo-Zinn-Verbindungen (TBT/TPT) einge- 
setzt? 


25. Abgeordnete 

Kersten 

Naumann 

(PDS) 


Ist beabsichtigt, den Einsatz dieser Verbindun- 
gen auch in Pflanzenschutzmitteln zu untersa- 
gen und wenn ja, in welchem Zeitraum? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. März 2000 

TBT ist in keinem in Deutschland zugelassenen Pflanzenschutzmittel 
enthalten. TPT ist in den in Deutschland zugelassenen Pflanzen- 
schutzmitteln Brestan flüssig, Torque und Peropal enthalten. Ledig- 
lich das Pflanzenschutzmittel Brestan flüssig wird in Deutschland ver- 
trieben. 

Die Biologische Bundesanstalt für Land- und Lorstwirtschaft (BBA) 
hat am 8. März 2000 das Ruhen der Zulassungen aller Pflanzen- 
schutzmittel, die zinnorganische Verbindungen enthalten, angeordnet. 

Das Ruhen der Zulassung bewirkt, dass die Einfuhr und das Inver- 
kehrbringen aller Pflanzenschutzmittel mit zinnorganischen Verbin- 
dungen ab sofort nicht mehr erlaubt sind. Anlass für diese Entschei- 
dung war eine durch das Umweltbundesamt angekündigte Studie, in 
der neue wissenschaftliche Erkenntnisse über endokrine Wirkungen 
von zinnorganischen Verbindungen vorliegen sollen. Die Studie wur- 
de zur eingehenden wissenschaftlichen Überprüfung von der BBA an- 
gefordert. 

Bis zur Vorlage und wissenschaftlichen Bewertung der Studie ruhen 
aus dem Vorsorgegedanken und den Verhältnismäßigkeitserwägun- 
gen heraus die Zulassungen. Über weitere Schritte wird nach Ab- 
schluss der Bewertung entschieden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


26. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Frage 
der Nachwuchsgewinnung von ehrenamtli- 
chen Kommandanten und Führungskräften 
der Feuerwehren, deren Aufwandsentschädi- 
gungen aufgrund des Gesetzes zur Neurege- 
lung geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse 
nunmehr der Sozialversicherungspflicht unter- 
liegen sollen, und ist die Bundesregierung be- 
reit, durch geeignete Maßnahmen die finan- 
ziellen Auswirkungen des Gesetzes zur Neure- 
gelung geringfügiger Beschäftigungsverhält- 
nisse für die betroffenen ehrenamtlichen Feu- 
erwehrdienstleistenden zu mildern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Achenbach 
vom 9. März 2000 

Die Sozialversicherungspflicht von Personen, die auf kommunaler 
Ebene ehrenamtlich tätig sind, z. B. als Führungskräfte bei freiwilli- 
gen Feuerwehren, besteht seit langem, hat sich also durch die 1999 in 
Kraft getretene Neuregelung der geringfügigen Beschäftigung nicht 
verändert. Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, dass diesbe- 
züglich für die Nachwuchsgewinnung bei freiwilligen Feuerwehren 
keine neue Situation entstanden ist. 

Dem besonderen Charakter der ehrenamtlichen Tätigkeit trägt die 
steuerrechtliche und sozialversicherungsrechtliche Freistellung eines 
nicht unerheblichen Anteils der Einnahmen Rechnung. So sind nach 
§14 SGB IV steuerfreie Aufwandsentschädigungen in der Sozialver- 
sicherung beitragsfrei. Diese Begünstigung kann auch im Bereich der 
freiwilligen Feuerwehren in Anspruch genommen werden. Mit diesen 
Regelungen ist sichergestellt, dass in einer Vielzahl von Fällen ehren- 
amtliches Engagement auf kommunaler Ebene sozialversicherungs- 
rechtlich unterstützt wird. 

Weitergehende Maßnahmen sind von der Bundesregierung nicht be- 
absichtigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


27. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Welche Pläne verfolgt die Bundesregierung 
kurz-, mittel- und langfristig mit dem Bundes- 
wehrstandort Worms Pfeddersheim und mit 
den dort verbliebenen Logistikeinheiten sowie 
den bundeseigenen Liegenschaften? 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-21 - 


Drucksache 14/2953 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 7. März 2000 

Wie ich Ihnen mit Schreiben vom 7. Februar 2000 mitgeteüt habe, be- 
steht an dem Wehrbereichsgerätelager in Worms-Pfeddersheim bis 
auf weiteres Bedarf Solange das Gerätelager betrieben wird, bleiben 
auch das Verbindungskommando Kreis 464, das Ersatzbataillon 862 
(nichtaktiver Truppenteil) und die Reservelazarettgruppe 7419 (nicht- 
aktiver Truppenteil) in der Liegenschaft stationiert. Eine Planung für 
die Zukunft des Standortes hängt wesentlich von den noch ausstehen- 
den Empfehlungen der Kommission „Gemeinsame Sicherheit und 
Zukunft der Bundeswehr“ und den ihnen ggf. folgenden Organisa- 
tionsentscheidungen ab. Aussagen zur weiteren Planung können erst 
dann getroffen werden. 


28. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Wie viele militärische und zivile Arbeitsplätze 
wären im Fall einer Aufgabe des Standortes 
betroffen, und wie gedenkt die Bundesregie- 
rung im Fall einer Aufgabe des Standorts die 
Interessen der Beschäftigten zu wahren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 7. März 2000 

Von einer Aufgabe des Standortes wären 14 Arbeitnehmer betroffen. 
Wegen ausstehender Organisationsentscheidungen kann derzeit eine 
Aussage zu etwaigen Anschlussverwendungen nicht gemacht werden. 
Ihre Interessen würden dadurch gewahrt, dass nach entsprechenden 
Organisationsentscheidungen sozialverträgliche Lösungen wie An- 
schlussverwendungen geprüft und soweit möglich die Vorstellungen 
der Arbeitnehmer einbezogen würden. 


29. Abgeordneter 

Frank 

Hofmann 

(Volkach) 

(SPD) 


Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundes- 
regierung zu, dass der Vorsitzende des Auf- 
sichtsrates der Industrieanlagenbetriebsgesell- 
schaft (lABG) mit der lABG einen Berater- 
vertrag abgeschlossen hat und dass das ihm 
nach dem Vertrag zu entrichtende Beraterho- 
norar nicht in der Bilanz der lABG ausgewie- 
sen ist, und ist die Bundesregierung ggf bereit, 
sich über ihren Vertreter im Aufsichtsrat des 
Unternehmens diese Informationen zu be- 
schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 10. März 2000 

Die Industrieanlagenbetriebsgesellschaft mbH (lABG) ist ein privates 
Unternehmen. Der Bund hält keine Geschäftsanteile. Vertreter der 
Bundesregierung gehören dem Aufsichtsrat nicht an. Über Verträge 
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der lABG mit Dritten liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse 
vor. 

Im Übrigen unterliegen Mitglieder von Aufsichtsräten gemäß § 52 
Abs. 1 GmbHG i. V. m. §§ 116, 93 Abs. 1 Satz 2 AktG der Ver- 
schwiegenheitspflicht, die auch dem Anteilseigner gegenüber besteht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


30. Abgeordnete 

Ingrid 

Fischbach 

(CDU/CSU) 


Wie werden die Empfehlungen des Bundesju- 
gendkuratoriums zur Abschichtung, zu pro- 
grammspezillschen Arbeitsgruppen und zu 
Verwaltungsvereinfachungen von der Bundes- 
regierung beurteilt und berücksichtigt? 


Antwort des Staatssekretärs Peter Haupt 
vom 10. März 2000 

Nicht zuletzt aufgrund der Empfehlungen des Bundesjugendkuratori- 
ums hat das Bundesministerium für Eamilie, Senioren, Erauen und 
Jugend programmspezifische Arbeitsgruppen (z. B. zu den KJP-Pro- 
grammen „Politische Bildung“, „Kulturelle Bildung“ und „Jugendver- 
bandsarbeit“) eingerichtet. Weitere können bei Bedarf eingerichtet 
werden. 

Die in der Erage erwähnten Empfehlungen zu Verwaltungsvereinfa- 
chungen sind zurzeit Gegenstand von Beratungen innerhalb der Bun- 
desregierung im Rahmen der von ihr beabsichtigten Reform und Wei- 
terentwicklung der Richtlinien des Kinder- und Jugenplans des Bun- 
des. 

Ziele dieser Reform sind die Sicherung und Steigerung der Qualität 
der Jugendarbeit, die Reduzierung des Verwaltungsaufwands sowie 
die Steigerung der Effizienz. Die geänderten Richtlinien sollen zum 
1. Januar 2001 in Kraft treten. 

Unter Berücksichtigung der einem Ministerium zuzuordnenden Auf- 
gabe ist die verwaltungsmäßige Durchführung von Eördermaßnah- 
men aus dem KJP-Programm „Internationale Jugendarbeit“ und des 
„Bauprogramms“ auf das Bundesverwaltungsamt übertragen worden. 

An der inhaltlichen Verantwortung des Ministeriums für diese Aufga- 
be hat sich nichts geändert. Entsprechend den Empfehlungen des 
Bundesjugendkuratoriums sind keine weiteren Aufgaben abgeschich- 
tet worden. 
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31. Abgeordnete 

Ingrid 

Fischbach 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise waren die Träger der freien 
Jugendhilfe, die Länder und die kommunalen 
Spitzenverbände an der Entwicklung des Ak- 
tionsprogrammes „Entwicklung und Chancen 
junger Menschen in sozialen Brennpunkten 
(E & C)“ beteiligt und in welcher Weise sollen 
sie künftig mitwirken? 


Antwort des Staatssekretärs Peter Haupt 
vom 10. März 2000 

Die Konzeption des Programms „Entwicklung und Chancen junger 
Menschen in sozialen Brennpunkten (E & C)“ wurde und wird in en- 
ger Zusmamenarbeit mit den zuständigen Institutionen, Trägern und 
Verbänden entwickelt. 

Die grundlegenden Abstimmungen mit den bundeszentralen freien 
Trägern und Eändern wurden in mehreren Gesprächen vorgenom- 
men, weitere Gespräche sind vorgesehen. Darüber hinaus sind die 
fachlichen Ansätze in insgesamt elf Eachforen themenspezifisch mit 
allen Institutionen, Trägern und Verbänden der Kinder- und Jugend- 
politik erörtert worden; derzeit werden die Ergebnisse aufbereitet, um 
sie in die weitere Gestaltung des Programms E & C einzubeziehen. In 
drei zentralen Diskussionsforen wurden bereichsübergreifend die 
Möglichkeiten von Schule, Bildung, Eamilien- und Jugendpolitik für 
das „Aufwachsen und Eernen in der Sozialen Stadt“, die Chancen zur 
„Integration von jungen Ausländern und Aussiedlern“ sowie die plu- 
ralen Ansätze und Möglichkeiten freier Träger, Verbände und Kom- 
munen für die Jugendarbeit und -bildung unter dem Thema „Gesell- 
schaftsbilder junger Menschen“ mit allen Institutionen, Trägern und 
Verbänden auch außerhalb der Kinder- und Jugendpolitik erörtert. 
Auch diese Ergebnisse werden derzeit aufbereitet, um sie in die weite- 
re Gestaltung des Programms E & C einzubeziehen. 

Weitere für die künftige Programmgestaltung wichtige Erkenntnisse 
hat der Wettbewerb „Eit für Eeben und Arbeit - Neue Praxismodelle 
zur sozialen und beruflichen Integration von Jugendlichen“ als Teil 
des Programms E & C ergeben. Der Wettbewerb wurde gemeinsam 
mit den kommunalen Spitzenverbänden durchgeführt und wird in en- 
ger Zusammenarbeit mit ihnen weiter umgesetzt, so z. B. in einer 
Eachmesse am 9. bis 10. Mai 2000 in Eeipzig. 


32. Abgeordneter Wie bewertet die Bundesregierung den Vor- 

Walter schlag, den § 5 Abs. 1 des Gesetzes zum Schut- 

Hirche ze der Jugend in der Öffentlichkeit zu ändern 

(E.D.P.) und Jugendlichen zwischen 14 und 16 Jahren 

zu gestatten, bis 23 Uhr eine Disco zu besu- 
chen und ihnen zu ermöglichen, mit einer Ein- 
verständniserklärung der Eltern oder einer 
volljährigen Begleitperson (z. B. einem älteren 
Geschwister) in die Disco zu gehen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 7. März 2000 

Die Regelung des § 5 Abs. 1 des Gesetzes zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit (JÖSchG) dient dem Schutz von Kindern und Ju- 
gendlichen vor Gefährdungen bei Besuchen von öffentlichen Tanzver- 
anstaltungen, so z. B. auch von Discotheken. Dieser Einschränkung 
liegt u. a. die Tatsache zugrunde, dass solche - meist kommerziellen - 
Veranstaltungen häufig mit einem hohen Alkholkonsum verbunden 
sind. Ausnahmen sind vorgesehen, generell z. B. für Tanzveranstaltun- 
gen von anerkannten Trägern der Jugendhilfe (Absatz 2) und auf 
Vorschlag des Jugendamtes (Absatz 3). 

Die Bundesregierung überprüft zz. alle Regelungen des JÖSchG auf 
den Novellierungsbedarf der einzelnen Gefährdungstatbestände hin. 
Hierbei sind insbesondere auch die Erfahrungen der Jugendschutz- 
fachkräfte vor Ort zu berücksichtigen. Im Hinblick auf die Alters- und 
Zeitgrenzen sowie dahin gehende Elexibilisierungsmöglichkeiten so- 
wohl bei Discothekenbesuchen als auch bei Kinobesuchen (§ 6 Abs. 4 
JÖSchG) und bei Aufenthalten in Gaststätten (§ 3 JÖSchG) ergeben 
die regional geführten Diskussionen insgesamt kein einheitliches Bild 
für konkrete Änderungen. Tendenziell kann allerdings gesagt werden, 
dass sich die Praktiker grundsätzlich für eine Eockerung der Regelun- 
gen aussprechen, insbesondere dann, wenn Eltern mit dem Discobe- 
such einverstanden sind oder ältere Geschwister als Begleitpersonen 
zur Verfügung stehen. Hingewiesen wird in diesem Zusammenhang 
jedoch auch stets auf die Gefahren des Heimweges. 

Um zu einem umfassenden Bild zu gelangen, steht die Bundesregie- 
rung in ständigem Kontakt mit den für den Jugendschutz zuständigen 
Ministerien der Eänder und mit Jugendschutzorganisationen. 

Unter Berücksichti^ng dieser Sachlage kann zz. der in der Erage aus- 
geführte konkrete Änderungsvorschlag zu § 5 Abs. 1 JÖSchG nicht 
abschließend bewertet werden. Die Bundesregierung wird den Vor- 
schlag jedoch in ihre Überlegungen zur Novellierung des JÖSchG mit 
einbeziehen. 


33. Abgeordneter Welche anderen Möglichkeiten sieht die Bun- 

Walter desregierung, dem veränderten Ereizeitverhal- 

Hirche ten der Jugendlichen Rechnung zu tragen und 

(E.D.P.) das Angebot zur Ereizeitgestaltung gerade für 

die Abendstunden und am Wochende zu er- 
weitern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 7. März 2000 

Das Ereizeitverhalten der Jugendlichen ist durch die gewachsenen 
Angebote wesentlich vielschichtiger geworden als in früheren Jahren. 
So haben z. B. Trendsportarten, die nicht nur am Nachmittag, son- 
dern auch in den Abendstunden und am Wochenende ausgeübt wer- 
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den, für viele Jugendliche einen sehr hohen Stellenwert erhalten. Be- 
sonders bei Jugendlichen, die in Cliquen ihre Identität suchen und ih- 
ren eigenen Lebensstil verwirklichen wollen, ist ein verändertes Frei- 
zeitverhalten auszumachen. Das betrifft vor allem die sozialen Brenn- 
punkte der Großstädte, die der Aufmerksamkeit und Hilfe von Staat 
und Gesellschaft bedürfen. 

Aufgrund der föderalen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland 
sind hier in erster Linie die Länder und Kommunen gefordert. Durch 
eigene Angebote sowie durch Förderung der freien Träger der offe- 
nen und der Jugendarbeit im Verein ist schon vieles bewegt worden. 

Die Bundesregierung kann hier nur im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
flankierende Hilfe leisten, indem sie die Strukturen der Jugendverbän- 
de auf Bundesebene aus Mitteln des Kinder- und Jugendplans des 
Bundes wie bisher fördert, um z. B. die Verbände in die Lage zu ver- 
setzen, eigene Ideen oder Vorstellungen des Bundes zur Verbesserung 
oder Weiterentwicklung der Angebote zur Freizeitgestaltung oder die 
finanzielle Unterstützung von Modellen zur Innovation umzusetzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


34. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Was versteht die Bundesregierung unter klassi- 
schen Naturheilverfahren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 8. März 2000 

Die Bundesregierung definiert nicht selbst die Inhalte der verschiede- 
nen Medizinrichtungen, sondern bedient sich der Aussagen der zu- 
ständigen Fachgesellschaften. Dementsprechend wird unter der klassi- 
schen Naturheilkunde im eigentlichen Sinne die Physikalische Thera- 
pie mit Wärme und Kälte etc., die Hydro- und Balneotherapie, die 
Klimatherapie, die Bewegungstherapie, die Ernährungstherapie, die 
Phytotherapie und die Ordnungstherapie subsumiert. 


35. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Welche Projekte fördert die Bundesregierung 
im Bereich von klassischen Naturheilverfahren 
gerade auch in Bezug auf deren Bedeutung in- 
nerhalb der künftigen Gesundheitspolitik? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 8. März 2000 

Forschungsförderung ist primär Sache der Länder. Soweit die Bun- 
desregierung im Rahmen ihrer subsidiären Zuständigkeit Forschungs- 
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Vorhaben im hier in Frage kommenden Bereich fördert bzw. gefördert 
hat, ist auf Folgendes hinzuweisen: 

Die Bundesregierung hat die Bedeutung naturheilkundlicher und an- 
derer Verfahren der besonderen Therapierichtungen hinsichtlich ihres 
Potenzials, aber auch ihres Bedarfs an wissenschaftlicher Untermaue- 
rung bereits vor einigen Jahren erkannt. Im Rahmen des 1992 vom 
Bundesministerium für Bildung und Forschung ausgeschriebenen 
Schwerpunktes „Unkonventionelle Medizinische Richtungen“ sind 
die im Folgenden aufgeführten Forschungsvorhaben aus dem Bereich 
der klassischen Natur heilkunde gefördert worden: 

1. Klinische und immundermatologische Untersuchungen zur Wirk- 
samkeit der externen Psoriasistherapie mit Mahonia aquifolium im 
Vergleich zur herkömmlichen Therapie mit Dithranol (01 KT 
9402) 

Hautklinik der Universität Freiburg; Prof Dr. E. Schöpf 

2. Therapeutische Wirksamkeit des Phytotherapeutikums Kava-Ka- 
va, der Monosubstanz Kavain und von Placebo bei ambulanten 
Patienten mit Angst-, Spannungs- und Unruhezuständen sowie die 
Entwicklung geeigneter biostatistischer Verfahren (01 KT 9403) 
Abt. Biometrie und Med. Dokumentation der Universität Ulm; 
Prof Dr. W. Gaus 

3. Wirksamkeit und Verträglichkeit von ätherischen Pflanzenölpräpa- 
raten bei primären Kopfschmerzerkrankungen (0 1 KT 9404) 
Klinik für Neurologie der Universität Kiel; PD Dr. H. Göbel 

4. Randomisierte, doppelblinde, placebokontrollierte, prospektive 
Studie zum Nachweis der therapeutischen Wirks a mkeit von Gelb- 
wurz und Erdrauch bei Patienten mit funktionellen Darmstörun- 
gen (01 KT 9415) 

Med. Klinik I mit Poliklinik der Universität Erlangen-Nürnberg; 
Prof Dr. E. G. Hahn 

5. Kontrollierte Therapiestudie zur sog. Abhärtung durch Hydrothe- 
rapie bei Kindern mit rezidivierenden Infektionen der oberen 
Atemwege (01 KT 9405) 

Abt. für Natur heilkunde im Krankenhaus Moabit des Universitäts- 
klinikums Benjamin Franklin der EU Berlin; Prof Dr. M. Bühring 

Die Möglichkeiten für eine weitere Fördermaßnahme im Bereich der 
Naturheilverfahren werden gegenwärtig geprüft. Aussagen zur inhalt- 
lichen Ausgestaltung sind zurzeit noch nicht möglich. 

Abgesehen von der Forschungsförderung ist daraufhinzuweisen, dass 
die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung im Auftrag des 
Bundesministeriums für Gesundheit im letzten Jahr eine Informa- 
tionsbroschüre zur Naturheilkunde mit dem Titel „Naturheilverf äh- 
ren - Ein Leitfaden durch die natürlichen Methoden der Medizin“ 
herausgegeben hat. 
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36. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung - im Hinblick darauf, 
dass beispielsweise die Ausgaben für Heilmit- 
tel in Sachsen 1999 nur einen Anteil von 8,4% 
am Gesamtbudget für Arznei-, Verbands- und 
Heilmittel hatten (gegenüber durchschnittlich 
16% in den alten Bundesländern) - der Mei- 
nung, dass die Heilmittelausgaben in den neu- 
en Bundesländern deutlich geringer sein kön- 
nen und wenn ja, warum? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 8. März 2000 

Die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung für Heilmittel 
sind in den neuen Ländern tatsächlich geringer als in den alten Län- 
dern. So zeigen die noch vorläufigen Daten für das Jahr 1999, dass in 
den östlichen Ländern je Versicherten ca. 68 v. H. der entsprechenden 
Ausgaben in den alten Ländern aufgewendet wurden. 

Von den Spitzenverbänden der Krankenkassen vorgelegte Daten zur 
arztbezogenen Erfassung der Heilmittelausgaben nach Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen zeigen, dass es regional starke Unterschiede bei 
den Ausgabenniveaus für Heilmittel gibt. So lagen im Jahr 1998 die 
Ausgaben für Heilmittel im bundesweiten Durchschnitt bei 73 DM je 
Versicherten, die Streubreite reichte jedoch von 41 DM je Versicher- 
ten in Thüringen bis zu 154 DM je Versicherten in der Kassenärzt- 
lichen Vereinigung Pfalz. Sachsen lag nach dieser Erfassung mit 
57 DM je Versicherten an der Spitze der neuen Eänder. Sachsen hatte 
damit nahezu das gleiche Ausgabenniveau wie die Kassenärtztliche 
Vereinigung Westfalen-Eippe mit 58 DM je Versicherten. Die Ursa- 
chen für diese regionalen Unterschiede sind weitgehend unbekannt. 
Allerdings dürften bei den Unterschieden zwischen Ost und West ver- 
schiedene ärztliche Traditionen eine Rolle spielen, die sich in unter- 
schiedlichen Bewertungen alternativ anwendbarer therapeutischer 
Methoden und damit im Verordnungsverhalten der Arzte niederschla- 
gen. Dies zeigt sich u. a. darin, dass die Ausgaben der Krankenkassen 
für Arzneimittel in den neuen Eändern je Versicherten im Durch- 
schnitt deutlich über denen in den alten Eändern liegen, während die 
Ausgaben für Heilmittel im Durchschnitt deutlich darunger liegen. 


37. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Durch welche Maßnahmen will die Bundesre- 
gierung den beschleunigten Abbau von Ar- 
beitsplätzen im Bereich der Heilmittelerbrin- 
ger verhindern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 8. März 2000 

Die Zahl der Heilmittelerbringer in Deutschland ist über viele Jahre 
kontinuierlich angestiegen. Sie hat sich seit 1982 (insgesamt 19 035 re- 
gistrierte Heilmittelerbringer) auf 41181 registrierte Heilmittelerbrin- 
ger im Jahr 1997 gesteigert. Einigungsbedingt war die Steigerung 
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vom Jahr 1991 (29 637 registrierte Heilmittelerbringer) auf das Jahr 
1992 (35 310) besonders groß. Für 1999 verzeichnet die zugrunde lie- 
gende Statistik des Verbandes der Angestellten-Krankenkassen 38 930 
zugelassene Heilmittelerbringer. Da jedoch in der Statistik bis 1997 
alle registrierten Heilmittelerbringer erfasst wurden, seit 1999 jedoch 
nur noch die zur Abrechnung mit den gesetzlichen Krankenkassen zu- 
gelassenen Heilmittelerbringer, muss offen bleiben, ob der statistische 
Rückgang gegenüber 1997 durch die veränderte statistische Erfassung 
bedingt ist oder eine Sättigung der Anbieterzahlen andeutet. 

Eine differenzierte Betrachtung zeigt eine seit 1995 rückläufige Ent- 
wicklung bei den Masseuren und medizinischen Badebetrieben, im 
gleichen Zeitraum jedoch eine kontinuierliche Expansion bei den 
Krankengymnasten/Physiotherapeuten, zu denen nach Inkrafttreten 
des Physiotherapeutengesetzes ab Mitte 1994 auch Masseure mit Zu- 
satzausbildung zum Physiotherapeuten zählen. Die Zahlen zeigen in 
diesem Bereich einen tiefgreifenden Strukturwandel im Bereich der 
physikalischen Therapie: Die Zahl der Masseure und medizinischen 
Bademeister geht zurück, während die Zahl der Krankengymnasten/ 
Physiotherapeuten ansteigt. Nimmt man jedoch beide Berufsgruppen 
zusammen, ergibt sich seit 1991 ein deutlicher Anstieg. Waren 1991 
noch 26 864 Therapeuten im Bereich der physikalischen Therapie tä- 
tig, so waren es 1999 bereits 33 807. Auch hier muss zudem berück- 
sichtigt werden, dass die Umstellung in der statistischen Erfassung 
das Jahr 1999 gegenüber den Vorjahren unterzeichnet. 

Die Zahl der Ergotherapeuten hat sich seit 1991 von 409 auf 1 856 im 
Jahr 1999 erhöht. Damit gab es 1999 mehr als vier mal so viele Ergo- 
therapeuten als 1991. Wegen der genannten Änderung in der statisti- 
schen Erfassung ist die tatsächliche Steigerung wahrscheinlich noch 
stärker ausgefallen. 

Auch die Zahl der Logopäden und Sprachtherapeuten ist in den ver- 
gangenen Jahren kräftig gestiegen, von 2 364 im Jahr 1991 auf 3 267 
im Jahr 1999. Wegen der Änderung der statistischen Erfassung im 
Jahr 1999 dürfte die tatsächliche Zunahme noch größer gewesen sein. 

Vor diesem Hintergrund und angesichts der Tatsache, dass die Ausga- 
ben der gesetzlichen Krankenversicherung für Heilmittel nach zwei- 
stelligen Zuwächsen in 1998 im vergangenen Jahr nahezu konstant ge- 
blieben sind, kann von einem beschleunigten Abbau von Arbeitsplät- 
zen im Bereich der Heümittelerbringer nicht gesprochen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


38. Abgeordneter 
Bernd 
Sichert 

(CDU/CSU) 


Mit welcher Begründung erscheint der Weiter- 
bau der Bundesautobahn A 49 vom derzeiti- 
gen Ende bei Neuental-Bischhausen bis zu ei- 
nem Anschluss an die A 5 Kassel - Frankfurt 
nicht mehr in dem Investitionsprogramm des 
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Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen für den Ausbau der Bundes- 
schienenwege, Bundesfernstraßen und Bun- 
deswasserstraßen in den Jahren 1999 bis 
2002 ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 10. März 2000 

Die ursprüngliche, aus den 80er Jahren stammende Planung der A 49 
zwischen Neuental-Bischhausen und der A 5 ist 1994 aufgehoben und 
eine neue, den Forderungen des seit 1990 geltenden „Gesetzes über 
die Prüfung der Umweltverträglichkeit“ entsprechende Planung un- 
verzüglich aufgenommen worden. 

Der Weiterbau der A 49 vom derzeitigen Ende bei Neuental-Bisch- 
hausen bis zum Anschluss an die A 5 Kassel - Frankfurt ist schon in- 
soweit angesichts des frühen Planungsstadiums nicht in das von der 
Bundesregierung beschlossene Investitionsprogramm 1999-2002 auf- 
genommen worden, da das Investitionsprogramm ausschließlich plan- 
festgestellte Projekte umfasst. 


39. Abgeordneter 

Bernd 

Sichert 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung den Weiterbau der 
Bundesautobahn A 49 vom derzeitigen Ende 
bei Neuental-Bischhausen bis zu einem An- 
schluss an die Bundesautobahn A 5 Kassel - 
Frankfurt nicht mehr für vorrangig, da sie aus 
dem Investitionsprogramm für den Ausbau 
der Bundesschienenwege, Bundesfernstraßen 
und Bundeswasserstraßen für die Jahre 1999 
bis 2002 herausgenommen wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 10. März 2000 

Die Bundesregierung hält den Weiterbau der A 49 unverändert für 
vorrangig. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 38 verwiesen. 


40. Abgeordneter 
Bernd 
Sichert 

(CDU/CSU) 


Wann wird die Bundesregierung den Weiter- 
bau der Bundesautobahn A 49 vom derzeiti- 
gen Ende bei Neuental-Bischhausen bis zu ei- 
nem Anschluß an die Bundesautobahn A 5 
Kassel - Frankfurt fortsetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 10. März 2000 

Voraussetzung für den Weiterbau der A 49 vom derzeitigen Ende bei 
Neuental-Bischhausen bis zur A 5 ist zunächst das Vorliegen des Bau- 
rechts. Angesichts des frühen Planungsstadiums der Maßnahme (für 
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den nördlichen, linienbestimmten Abschnitt werden derzeit die Pro- 
jektunterlagen erarbeitet, für den südlichen Abschnitt mit dem An- 
schluss an die A 5 wurde 1999 das Raumordnungsverfahren eingelei- 
tet) ist dies derzeit nicht absehbar. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


41. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung - 
auch in Bezug auf ein drohendes Vertragsver- 
letzungsverfahren -, dass die Hellweg-Börde 
(Kreis Soest) nach den fachlichen Kriterien 
kein geeignetes Vogelschutzgebiet ist und des- 
halb nicht im Rahmen des Programms 
NATURA 2000 an die EU gemeldet werden 
muss? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 8. März 2000 

Zuständig für die Auswahl von Gebieten als Schutzgebiete nach Arti- 
kel 4 der Richtlinie 79/409/EWG (Vogelschutzrichtlinie) sind gemäß 
grundgesetzlicher Kompetenzverteilung die Länder. Nordrhein-West- 
falen hält die Hellweg-Börde nicht für die Ausweisung als Vogel- 
schutzgebiet geeignet. 


42. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(F.D.P.) 


Welchen Inhalt hat die von der Bundesregie- 
rung im Januar 2000 abgegebene Stellungnah- 
me bezüglich des Vogelschutzgebietes Hell- 
wig-Börde? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 8. März 2000 

Die Bundesregierung hat im Rahmen eines von der Europäischen 
Kommission eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahrens zur Festle- 
gung der Trasse der B 55n bislang keine Stellungnahme in der Sache 
abgegeben. 


43. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(F.D.P.) 


Liegen die Ergebnisse des im Rahmen des Pla- 
nungsverfahrens der B 55n gemäß Artikel 6 
der FFH-Richtlinie erforderlichen Gutachtens 
bereits vor und wie lauten ggf. die Ergebnisse? 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


- 31 - 


Drucksache 14/2953 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 8. März 2000 

Der Bundesregierung liegen die Ergebnisse des erwähnten Gutach- 
tens bislang nicht vor. 


44. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse da- 
rüber vor, ob das geplante Atomkraftwerk in 
der Südtürkei in Akkuyu in einem erdbebenge- 
fährdeten Gebiet liegt? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 9. März 2000 

Die Bundesregierung hat in der Beantwortung der Kleinen Anfrage 
in Drucksache 14/2434 schon ausgeführt: „Es liegen Stellungnahmen 
der lAEO - TA - 2305 vom 28. Januar 1985 und TA - 2174 vom 
6. Januar 1984 vor. Der Standort wird danach als geeignet einge- 
schätzt. Über weitere Stellungnahmen neben denen der lAEO ist der 
Bundesregierung nichts bekannt. Eine Einschätzung ist deshalb nicht 
möglich.“ 

Aktuellere belastbare und verifizierte Analysen liegen der Bundesre- 
gierung nicht vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


45. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Welche an der Humangenetischen Abteilung 
der Universität Würzburg durchgeführten 
Forschungsarbeiten, die der Entwickung dia- 
gnostischer Verfahren für genetisch bedingte 
Erkrankungen oder Behinderung dienen sol- 
len, werden bzw. wurden in den letzten 20 Jah- 
ren direkt oder mittelbar, etwa durch die Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft, aus Bundesmit- 
teln gefördert?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 18. Februar 2000 

Nach Recherche in der Datenbank des Bundesministeriums für Bil- 
dung und Forschung (BMBF) über die letzten 20 Jahre wurden vom 
BMBF keine Mittel an die Humangenetische Abteilung der Universi- 


* ) s. hierzu auch Fragen 5, 6, 46 



Drucksache 14/2953 


-32- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


tät Würzburg bewilligt, die der Entwicklung diagnostischer Verfahren 
für genetisch bedingte Erkrankungen oder Behinderung dienen. Die 
am Institut für Humangenetik der Universität Würzburg vom BMBE 
geförderten Vorhaben der Grundlagenforschung im Bereich Genetik 
sind in der nachstehenden Tabelle aufgelistet. 


Thema 

Laufzeit 

Fördersumme 

FKZ 

Projektleiter 

Erstellung eines Gen- 
katalogs der mensch- 
lichen Netzhaut 

1. Januar 2000 bis 

3 1 . Dezember 2002 
806 500 DM 
01KW9921/0 

Prof. Dr. B. Weber 

Verbund „Hömophilie“: 
Genotypisierung der 
Hömophilie-A-Patienten 
in Deutschland mittels 
Southern-Blots, Muta- 
tionsscreening (DGGE, 
CMC, HPEC) und Se- 
quenzierung 

1. Januar 2000 bis 

3 1 . Dezember 2002 
665 820 DM 
01KW9930/8 

PD Dr. J. Olden- 
burg 


Die Datenbank der Deutschen Eorschungsgemeinschaft (DEG) er- 
laubt eine zuverlässige Recherche nur über die letzten fünf Jahre. In- 
formationen aus früheren Jahren sind nur mit größerem Aufwand 
(ca. zwei Wochen) und nur mit sehr eingeschränkter Zuverlässigkeit 
möglich. 

Keines der DEG-geförderten Vorhaben dient/diente speziell der Ent- 
wicklung diagnostischer Verfahren für genetisch bedingte Erkrankun- 
gen bzw. Behinderungen. Bereits frühere Recherchen im Zusammen- 
hang mit den Vorkommnissen im St. Josephs-Stift Eisingen hatten er- 
geben, dass die Deutsche Eorschungsgemeinschaft nie ein Würzbur- 
ger Vorhaben zum Eargilen X-Syndrom gefördert hat. 

Im Bereich der biomedizinischen/genetischen Grundlagenforschung 
wurden/werden seit 1995 fünf Projekte von Professor Weber geför- 
dert, die sich mit genetisch bedingten Augenkrankheiten befassen. 
Der Eokus dieser Projekte liegt auf der Positionsklonierung der ent- 
sprechenden Gene bzw. bei bekannten Genen auf der Aufklärung der 
molekularen und zellulären Ursachen der entsprechenden Erkran- 
kung. Bei einem weiteren Projekt zu dieser Thematik ist Professor 
Weber Mitantragsteller eines Tübinger Projektes. Professor Weber ist 
zudem Mitantragsteller bei einem Würzburger Projekt aus der Klinik 
für Strahlentherapie zum Thema „Untersuchungen zur Entwicklung 
eines Heterozygoten-Nachweises für Defekte im Ataxiatelangiectasia 
(AT)-Gen als Empfmdlichkeits-Prädiktor für fraktionierte Strahlen- 
therapie und Risiko-Indikator für das famüiäre Mammakarzinom“. 

Prof. Müller-Reible erhielt eine Eörderung zum Thema „Kartierung, 
Klonierung und Expression von Kandidatengenen für Central Core 
Disease und Maligne Hyperthermie“, das der Kartierung von entspre- 
chenden Genorten bzw. der Klonierung der Gene diente. 
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Des Weiteren erhielt er gemeinsam mit Dr. Kress als Erstantragsteller 
eine Förderung zum Thema „Klonierung und Charakterisierung des 
Alkaptonurie-Gens (Homogentisat-Oxidase) und seiner Mutanten“, 
das sich der Klonierung und Charakterisierung des zugrunde liegen- 
den Gens bei Maus und Mensch widmete. 

Schließlich erhielt Dr. Oldenburg eine Förderung zum Thema „Iden- 
tifizierung eines Gens aus dem Vitamin-K-Epoxidase-Reduktase- 
Komplex“, das sich mit molekulargenetischen Untersuchungen bei 
Familien mit einer Blutungsneigung beschäftigt. Gemeinsam mit 
einem Bonner Erstantragsteller erhielt er eine Förderung zum Thema 
„Experimentelle Bestimmung von Häufigkeit und Mechanismen der 
Mosaikbildung am Beispiel der Hämophüie A“. 

Professor Höhn erhielt bis 1977 im Sonderforschungsbereich (SFB) 
„Molekulare Mechanismen kanzerogener Primärveränderung“ eine 
Sachbeihilfe zu einem Grundlagenprojekt, das sich mit Fanconi-Anä- 
mie beschäftigte. 

Das Bundesministerium für Gesundheit hat in den Jahren 1997 bis 
1999 ein Projekt des Instituts für Humangenetik der Universität 
Würzburg zur Qualitätssicherung in der Molekularen Medizin mit 
einem Volumen von ca. 216 000 DM gefördert. Ziel war die Erarbei- 
tung einer Konzeption und die Entwicklung von Feitlinien für das la- 
bordiagnostische Vorgehen bei häufigen genetischen Erkrankungen 
sowie die Verbesserung der Aus- und Weiterbildung in Fragen der 
Qualitätssicherung. 


46. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Welchen Mindestanforderungen hinsichtlich 
Aufklärung der gesetzlichen Betreuer der Pro- 
banden, Erteüung einer informierten Einwilli- 
gung, Mitteilungspfiicht erhobener Befunde 
gegenüber Betreuern sowie Einschaltung einer 
Ethikkommission muss ein Forschungsvorha- 
ben für fremdnützige humangenetische For- 
schung an einwilligungsunfähigen Menschen 
genügen, um gegebenenfalls für eine Förde- 
rung aus Bundesmitteln in Frage zu kom- 
men?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 9. März 2000 

Bei einer Förderung durch Bundesmittel werden die Zuwendungs- 
empfänger mit dem Zuwendungsbescheid darauf hingewiesen, dass 
bei der Durchführung von Untersuchungen am Menschen und/oder 
der Gewinnung bzw. Verwendung von menschlichem Probenmaterial 
neben der Beachtung des deutschen Rechts die Richtlinien des 
CIOMS (Council for International Organization of Medical Sciences) 
und der WHO (World Health Organization): „Proposed International 


* ) s. hierzu auch Fragen 5, 6, 45 
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Guidelines For Biomedical Research Involving Human Subjects“ und 
die Regeln der ICH (International Conference on Harmonisation): 
„GCP“ (Guideline for Good Clinical Practise - ICH Harmonised Tri- 
partite Guideline) in den jeweils geltenden Fassungen einzuhalten 
sind. 

Generell wird immer bei Verwendung menschlichen Probenmaterials 
oder vor Beginn der Untersuchungen am Menschen zu Forschungs- 
zwecken ein positives Votum der zuständigen Ethikkommission ver- 
langt. Dieses ist vor Aufnahme der Förderung vorzulegen. Falls die 
Fthikkommission ein Votum nicht für erforderlich hält, ist eine ent- 
sprechende Erklärung vorzulegen. Die Sicherung des Datenschutzes 
wird ebenfalls durch eine Nebenbestimmung im Zuwendungsbescheid 
gewährleistet. 

Die gleichen Regelungen gelten für eine Förderung durch die DFG. 

In Deutschland haben wir auf dem Gebiete der Forschung an nicht 
einwüligungsfähigen betreuten Menschen sehr strenge Regelungen. 

Soweit eine volljährige Person nicht selbst einwilligungsfähig ist, ob- 
liegt nach dem Betreuungsrecht die Entscheidung über die Zulässig- 
keit jedes medizinischen Eingriffs grundsätzlich dem - vom Gericht 
zu bestellenden - Betreuer. Wenn der tatsächliche Wille eines nicht 
einsichtsfähigen Betreuten einem zum Zwecke der medizinischen For- 
schung erfolgenden Eingriff nicht entgegensteht, hat im Rahmen sei- 
nes Aufgabenkreises der Betreuer unter Beachtung der Voraussetzun- 
gen insbesondere der §§ 1901, 1904 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
über die Zulässigkeit des Eingriffs zu entscheiden. Maßstab für die 
Entscheidund ist das Wohl des Betreuten, wozu auch die Möglichkeit 
gehört, „im Rahmen seiner Fähigkeiten sein Leben nach seinen eige- 
nen Wünschen und Vorstellungen zu gestalten“ (§ 1901 Abs. 1 BGB). 
Eingriffen, die nicht dem Betroffenen selbst, sondern nur Dritten nut- 
zen können, kann der Betreuer allenfalls dann zustimmen, wenn der 
Betreute einen dahin gehenden Willen vor Bestellung des Betreuers 
zum Ausdruck gebracht hat oder der Eingriff seinem mutmaßlichen 
Willen entspricht. 

Rechtsprechung zu diesen Fragen ist - soweit ersichtlich - noch nicht 
ergangen. 

Für den eingegrenzten Bereich der Klinischen Prüfung von Arznei- 
mitteln und Medizinprodukten am Menschen enthalten die §§ 40 ff 
des Arzneimittelgesetzes (AMG) und die §§17 ff des Medizinpro- 
duktegesetzes (MPG) spezialgesetzliche Regelungen. Die Bestimmun- 
gen in § 40 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit Abs. 2 Nr. 1 AMG sowie 
in § 17 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit Abs. 2 Nr. 1 MPG gewähr- 
leisten den Schutz einwilligungsunfähiger Menschen. Danach besteht 
grundsätzlich ein Verbot, die klinische Prüfung bei Personen durchzu- 
führen, die eine rechtswirksame Einwilligung nicht abgeben können. 
Vor diesem Hintergrund können klinische Prüfungen von Arzneimit- 
teln und Medizinprodukten an einwilligungsunfähigen betreuten Men- 
schen nur dann durchgeführt werden, wenn die besonderen Voraus- 
setzungen des § 41 AMG und des § 18 MPG vorliegen. 


Berlin, den 17. März 2000 
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